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BUNDESMINISTERIUM 

AUSWÄRTIGE A�GZ�EGENHEITEN 

1. Juli 1970 

Bericht des Bundesministers für Auswärtige 

j\,1" C;'2 1_ egenhei ten über den Stand der Bemühun­

ger. um eine europäische Sicherheitskonferenz 

In der Folge des sogenannten BUdapester Appells 

vom l70März 1969 und der Initiative der finnischen Re­

gierung zur Abhaltung einer europäischen Sicherheits­

konferenz in Helsinki hat im letzten Jahre ein reger 

Meinungsaustausch zwischen den interessierten Staaten 

stattgefunden, an dem sich auch Österreich beteiligt 

hat. Neben diesem bilateralen Gedankenaustausch haben 

auch die Mitglieder der beiden grossen militärischen 

Paktsysteme in gemeinsamen Beratungen ihre Gedanken zu 

diesem Projekt niedergelegt und zwar die Mitglieder des 

Atlantik-Paktes am 260 und 270Mai 1970 in Rom, die Mit-

'glieder des Warschauer-Paktes am 220Juni in Budapesto 

Der gegenwärtige Stand des Konferenzprojektes lässt 

sich etwa wie folgt festhalten: 

Grundsätzlich haben sich alle wesentlichen in­

teressierten Staaten zur Frage der Abhaltung einer sol­

chen Konferenz mehr oder weniger positiv geäusserto Es 

bestehen allerdings noch stärkere Differenzen in der 

Frage des Zeitpunktes, der Voraussetzungen und der Ta­

gesordnung einer solchen Konferenz; hingegen kann die 

Frage des Teilnehmerkreises als geregelt angesehen wer­

den, da alle Beteiligten mit einer Teilnahme der USA 

und Kanadas sowie beider deutscher Staaten einverstanden 
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V:�i>.rend die Staaten des Warschauer-Paktes auf 

eine rasctle Einberufung ohne Vorbedingungen auf Grund 

des 2 Punkte-Vor�chlages von Prag (Gewaltverzicht, ge­

samteuropäische Zusammenarbeit) drängten, haben die 

NATO-Staaten ihre Teilnahme von einer Erweiterung der 

Gespr�chsthemen abhängig gemacht. Hiebei stand u.a. 

auch die Notwendigkeit der Erörterung einer ausgewoge­

nen Truppenverminderung in Europa im Vordergrund. Fer­

ner sahen sie eine wesentliche Voraussetzung eines er­

folgreichen Zusammentrittes in Fortschritten bei den 

bilateralen Gesprächen der Bundesrepublik Deutschland 

mit der Sowjetunion, Polen. und der DDR sowie bei den 

4-Mächte-Gesprächen über Berlin. 

Von österreichischer Seite wurde aus Anlass der 

Staatsbesuche des Herrn Bundespräsidenten in Belgien, 

Bulgar::'.?Y1 und Ungarn der Standpunkt vertreten, dass eine 

ausgeglichene Verminderung des Militärpotentials in 

Europa eine der wesentlichen Voraussetzungen für eine 

Entspannung und auch eine notwendige Konkretisierung 

des von den Warschauer Paktstaaten vorgeschlagenen Ta­

gesordnungspunktes "Gewaltverzicht" darstelleo Es wur­

de dabei aber auch der Meinung Ausdruck gegeben, dass 

ein so sChwieriges Problem nicht in einer einzigen Kon­

ferenz gelöst wero.en könne, sondern dass dazu etwa 3 

Konferenzen noh\!cnd:Lg sein würdeno 

Das Budapester Memorandum vom 2 2.Juni hat erst­

malig eine Bereitschaft angedeutet, den zweiten Prager 

Tagesordnung spunkt um einige vom Westen vorgeschl agen e 

Fragen zu erweitern und im Verlauf der Konferenz ein 

gemeinsames Organ über die Weiterbehandlung von Fragen 

der europäischen Sicherheit zu schaffen und entweder in 

diesem Organ oder auf anderem Wege auch über europäische 

Abrüstungsfragen zu sprechen. 

Wien, am 300 Juni 1970 

KIRCH SCHLÄGER m.po 
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